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(9) Auch nach Erteilung der Baugenehmigung können Anforderun­
gen gestellt werden, um bei der Genehmigung nicht voraussehbar 
gewesene Gefahren oder unzumutbare Belästigungen von der Allge­
meinheit oder den Benutzern der baulichen Anlage abzuwenden.

§71
T eilbaugenehmigung

(1) Ist ein Bauantrag eingereicht, so kann der Beginn der 
Bauarbeiten für die Baugrube und für einzelne Bauteile oder 
Bauabschnitte auf schriftlichen Antrag schon vor Erteilung der 
Baugenehmigung schriftlich gestattet werden (Teilbaugenehmigung). 
§ 70 gilt entsprechend.

(2) In der Baugenehmigung können für die bereits begonnenen 
Teile des Bauvorhabens zusätzliche Anforderungen gestellt werden, 
wenn sich bei der weiteren Prüfung der Bauvorlagen ergibt, daß die 
zusätzlichen Anforderungen wegen der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung erforderlich sind.

§72
Geltungsdauer der Genehmigung

(1) Die Baugenehmigung und die Teilbaugenehmigung erlöschen, 
wenn innerhalb von zwei Jahren nach Erteilung der Genehmigung 
mit der Ausführung des Bauvorhabens nicht begonnen oder die 
Bauausführung länger als ein Jahr unterbrochen worden ist.

(2) Die Frist nach Absatz 1 kann auf schriftlichen Antrag jeweils bis 
zu einem Jahr verlängert werden. Die Frist kann auch rückwirkend 
verlängert werden, wenn der Antrag vor Fristablauf bei der Bauauf­
sichtsbehörde eingegangen ist.

§73
T ypengenehmigung

(1) Für bauliche Anlagen, die in derselben Ausführung an mehreren 
Stellen errichtet werden sollen, kann die oberste Bauaufsichtsbehörde 
eine allgemeine Genehmigung (Typengenehmigung) erteilen, wenn 
die baulichen Anlagen den bauaufsichtlichen Vorschriften entspre­
chen, ihre Brauchbarkeit für den jeweiligen Verwendungszweck 
nachgewiesen ist und ein öffentliches Interesse vorliegt. Eine Typen­
genehmigung kann auch erteilt werden für bauliche Anlagen, die in 
unterschiedlicher Ausführung, aber nach einem bestimmten System 
und aus bestimmten Bauteilen an mehreren Stellen errichtet werden 
sollen; in der Typengenehmigung ist die zulässige Veränderbarkeit 
festzulegen. Für Fliegende Bauten wird eine Typengenehmigung nicht 
erteilt.

(2) Die Typengenehmigung bedarf der Schriftform. Sie darf unter 
dem Vorbehalt des Widerrufs nur für eine bestimmte Frist erteilt 
werden, die fünf Jahre nicht überschreiten soll. Sie kann auf 
schriftlichen Antrag jeweils bis zu fünf Jahren verlängert werden. § 72 
Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Eine Ausfertigung der mit einem 
Genehmigungsvermerk zu versehenden Bauvorlagen ist dem Antrag­
steller mit der Typengenehmigung zuzustellen.

(3) Die Typengenehmigung kann unter Auflagen und Bedingungen 
erteilt werden, die sich insbesondere auf die Herstellung, Baustoffei­
genschaften, Kennzeichnung oder Verwendung beziehen.

(4) Typengenehmigungen 'der Länder der Bundesrepublik Deutsch­
land gelten auch im Land ...

(5) § 64 Absätze 2 und 4, § 67 Absätze 2 und 3 sowie § 68 gelten 
entsprechend.

(6) Eine Typengenehmigung entbindet nicht von der Verpflichtung, 
eine Baugenehmigung (§ 70) oder eine Zustimmung (§ 75) einzuholen. 7

(7) Die in der Typengenehmigung entschiedenen Fragen brauchen 
von der Bauaufsichtsbehörde nicht geprüft werden. Soweit es 
aufgrund örtlicher Verhältnisse im Einzelfall erforderlich ist, kann die 
Bauaufsichtsbehörde weitere Auflagen machen oder genehmigte 
Typen ausschließen.

§74
Genehmigung Fliegender Bauten

(1) Fliegende Bauten sind bauliche Anlagen, die geeignet und 
bestimmt sind, an verschiedenen Orten wiederholt aufgestellt und 
zerlegt zu werden. Baustelleneinrichtungen und Baugerüste gelten 
nicht als Fliegende Bauten.

(2) Fliegende Bauten bedürfen, bevor sie erstmals aufgestellt und in 
Gebrauch genommen werden, einer Ausführungsgenehmigung. Dies 
gilt nicht für Fliegende Bauten bis zu 5 m Höhe, die nicht dazu 
bestimmt sind von Besuchern betreten zu werden, sowie für Zelte bis 
zu einer Grundfläche von 75 m2.

(3) Die Ausführungsgenehmigung wird von der höheren Bauauf­
sichtsbehörde erteilt, in deren Bereich der Antragsteller seine 
Hauptwohnung hat. Hat der Antragsteller seine Hauptwohnung in 
einem anderen Staat, so ist die Bauaufsichtsbehörde zuständig, in 
deren Bereich der Fliegende Bau erstmals aufgestellt und in Gebrauch 
genommen werden soll.

(4) Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann bestimmen, daß Ausfüh­
rungsgenehmigungen für Fliegende Bauten nur durch bestimmte 
Bauaufsichtsbehörden erteilt werden dürfen.

(5) Die Genehmigung wird für eine bestimmte Frist erteilt, die 
höchstens fünf Jahre betragen soll; sie kann auf schriftlichen Antrag 
von der für die Erteilung der Ausführungsgenehmigung zuständigen 
Behörde jeweils bis zu fünf Jahren verlängert werden; § 72 Absatz 2 
Satz 2 gilt entsprechend. Die Genehmigungen werden in ein Prüfbuch 
eingetragen, dem eine Ausfertigung der mit einem Genehmigungsver­
merk zu versehenden Bauvorlagen beizufügen ist. Ausführungsgeneh­
migungen der Länder der Bundesrepublik Deutschland gelten auch im 
Land...

(6) Der Inhaber der Ausführungsgenehmigung hat den Wechsel 
seines Wohnsitzes oder seiner gewerblichen Niederlassung oder die 
Übertragung eines Fliegenden Baues an Dritte der Bauaufsichtsbe­
hörde anzuzeigen, die die Ausführungsgenehmigung erteilt hat. Die 
Behörde hat die Änderungen in das Prüfbuch einzutragen und sie, 
wenn mit den Änderungen ein Wechsel der Zuständigkeit verbunden 
ist, der nunmehr zuständigen Behörde mitzuteilen.

(7) Fliegende Bauten, die nach Absatz 2 Satz 1 einer Ausführungs­
genehmigung bedürfen, dürfen unbeschadet anderer Vorschriften nur 
in Gebrauch genommen werden, wenn ihre Aufstellung der Bauauf­
sichtsbehörde des Aufstellungsortes unter Vorlage des Prüfbuches 
angezeigt ist Die Bauaufsichtsbehörde kann die Inbetriebnahme 
dieser Fliegenden Bauten von einer Gebrauchsabnahme abhängig 
machen. Das Ergebnis der Abnahme ist in das Prüfbuch einzutragen.

(8) Die für die Erteilung der Gebrauchsabnahme zuständige 
Bauaufsichtsbehörde kann Auflagen machen oder die Aufstellung 
oder den Gebrauch Fliegender Bauten untersagen, soweit dies nach 
den örtlichen Verhältnissen oder zur Abwehr von Gefahren erforder­
lich ist, insbesondere weil die Betriebssicherheit oder Standsicherheit 
nicht oder nicht mehr gewährleistet ist oder weil von der Ausfüh­
rungsgenehmigung abgewichen wird. Wird die Aufstellung oder der 
Gebrauch aufgrund von Mängeln am Fliegenden Bau untersagt, so ist 
dies in das Prüfbuch einzutragen. Die ausstellende Behörde ist zu 
benachrichtigen, das Prüfbuch ist einzuziehen und der ausstellenden 
Behörde zuzuleiten, wenn die Herstellung ordnungsgemäßer Zustän­
de innerhalb angemessener Frist nicht zu erwarten ist.

(9) Bei Fliegenden Bauten, die von Besuchern betreten und längere 
Zeit an einem Aufstellungsort betrieben werden, kann die für die 
Gebrauchsabnahme zuständige Bauaufsichtsbehörde aus Gründen 
der Sicherheit Nachabnahmen durchführen. Das Ergebnis der Nach­
abnahme ist in das Prüfbuch einzutragen.

(10) §64 Absätze 2 und 4 und §78 Absätze 1, 3 und 4 gelten 
entsprechend.

§75
Zustimmung zu Vorhaben öffentlicher Bauherrn

(1) Nach § 62 bedürfen genehmigungsbedürftige Vorhaben keiner 
Genehmigung, Überwachung und Bauzustandsbesichtigung, wenn


